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"Stirbt die Schule, stirbt der Ort - auch kleine Schulstandorte müssen deshalb erhalten und

weiterentwickelt werden!"
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Antrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Prof. (Univ. Lima) Dr. Pe-
ter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glau-
ber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann 
Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter 
Meyer, Alexander Muthmann, Bernhard Pohl, Gabi 
Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno 
Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Stirbt die Schule, stirbt der Ort – auch kleine 
Schulstandorte müssen deshalb erhalten und wei-
terentwickelt werden! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die notwendi-
gen Maßnahmen zu ergreifen, um den Erhalt kleinerer 
Schulstandorte langfristig sicherzustellen und damit 
dem Leitbild gleichwertiger Lebensverhältnisse im 
Sinne einer wohnortnahen Beschulung auch im ländli-
chen Raum gerecht werden zu können. 

Hierzu gilt es insbesondere, 

─ die in der Regierungserklärung von Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer versprochene Grundschulbe-
standsgarantie ernst zu nehmen und auf die in 
den einzelnen Regionen Bayerns unterschiedli-
chen demografischen Entwicklungen mit passge-
nauen regionalen Schulentwicklungsprogrammen 
einzugehen, die zum Erhalt kleiner Grundschulen 
vor Ort beitragen und damit auch einer weiteren 
Abwanderung junger Familien aus dem ländlichen 
Raum entgegenwirken; 

─ attraktivere Rahmenbedingungen auch für kleine 
Schulen zu schaffen und beispielsweise jahr-
gangskombinierte Klassen, wie sie häufig an klei-
nen Grundschulen gebildet werden, grundsätzlich 
doppelt zu zählen, um Schulleitungen sowie Ver-
waltungspersonal mit einem angemessenen Stun-
denbudget auszustatten, das es zulässt, nicht nur 
dem hiermit verbundenen organisatorischen Mehr-
aufwand gerecht zu werden, sondern auch päda-
gogische Schulleitungsaufgaben wie die Stärkung 
der Schulgemeinschaft oder die nachhaltige und 
qualitätsorientierte Schulentwicklung wahrzuneh-
men; 

─ Mittelschulen, die zum Teil gerade im ländlichen 
Raum mittel- oder langfristig in ihrer Existenz ge-
fährdet sind, in ihrer Profilierung gegenüber ande-
ren Schularten durch pädagogisch-inhaltliche und 
berufsorientierte Weiterentwicklung, den Ausbau 
von Kooperationen mit externen Partnern sowie 
gezielte Imagekampagnen zu unterstützen, um 
die Eigenart und Attraktivität dieser Schulart sowie 
die vielfältigen Anschlussmöglichkeiten wieder in 
den Vordergrund zu rücken. 

 

 

Begründung: 

Die wohnortnahe Schule unter Beibehaltung des diffe-
renzierten Schulsystems gilt als wesentliches Quali-
tätsmerkmal der bayerischen Schullandschaft und 
trägt mittelbar auch zur Stärkung des ländlichen 
Raums und zur Lebensqualität in Bayerns Kommunen 
bei. Die Realität sieht jedoch häufig ganz anders aus: 
Aufgrund einer sich verändernden Altersstruktur und 
sinkender Schülerzahlen sind viele Grund- und Mittel-
schulen, vor allem im ländlichen Raum, in ihrem Be-
stand gefährdet. Gleichzeitig fehlt es in vielen bayeri-
schen Gemeinden an jungen Fachkräften, sodass 
auch immer weniger Geschäfte und mittelständische 
Unternehmen im ländlichen Raum bleiben. Dies führt 
über kurz oder lang zur fortschreitenden infrastruktu-
rellen Ausdünnung in den ländlich-peripheren Räu-
men. 

Der hier angesprochene fundamentale Wandel kann 
langfristig nur mit einer Grundausstattung an sozialer 
Infrastruktur gestoppt werden, wozu zu allererst die 
öffentlichen Bildungseinrichtungen gehören. Gerade 
deshalb sollte es ein zentrales Anliegen der Staatsre-
gierung sein, möglichst alle Schulstandorte in Bayern 
zu erhalten und damit dem Leitbild einer wohnortna-
hen Beschulung Rechnung zu tragen. 

Bereits 2011 gab der Staatsminister für Bildung und 
Kultus, Wissenschaft und Kunst, Dr. Ludwig Spaenle, 
bekannt, dass die Staatsregierung eine umfassende 
Strategie zum Erhalt wohnortnaher Schulen mit quali-
tativ anspruchsvollen Schulangeboten, vor allem im 
ländlichen Raum, verfolge, sodass im Sinne der Ver-
fassung möglichst gleichwertige Lebensverhältnisse 
für die jungen Menschen in Bayern sichergestellt wer-
den könnten. Doch auch aktuell sind noch viele 
Grund- und Mittelschulstandorte gefährdet. 

Es gilt daher umso mehr, den Erhalt auch kleiner 
Schulstandorte durch gezielte Maßnahmen sicherzu-
stellen. Hierzu zählt beispielsweise die Entwicklung 
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von regionalspezifischen und die jeweiligen demogra-
fischen Gegebenheiten berücksichtigenden Schulent-
wicklungsprogrammen. 

Daneben gilt es insbesondere, auch kleinen Grund-
schulen durch die Doppelzählung von jahrgangskom-
binierten Klassen Planungssicherheit zu geben. Denn 
die Einrichtung von jahrgangskombinierten Klassen 
erfordert von den Grundschulen nicht nur ein erhöhtes 
Maß an organisatorischem Verwaltungsaufwand, son-
dern bindet auch Zeit, die für wesentliche pädagogi-
sche Aufgaben wie die Stärkung der Schulgemein-
schaft oder die qualitative Weiterentwicklung des 
Schullebens genutzt werden könnte. Zugleich hat die 
Bildung von Kombi-Klassen auch Auswirkungen auf 
die Arbeitsverträge der Verwaltungsangestellten. Zwar 
gibt es derzeit eine Übergangsregelung, nach der eine 

erstmalige Änderung des Vertrags erst nach einem 
Schuljahr vollzogen wird. Diese Regelung löst das 
Problem jedoch nicht, sondern schiebt es nur um ein 
Schuljahr auf. 

Neben den Grundschulen sollten insbesondere auch 
die Mittelschulen in den Blick genommen werden. 
Denn obwohl die Staatsregierung nicht müde wird, in 
der Öffentlichkeit zu betonen, sie wolle die Mittelschu-
len stärken, lässt sich seit Jahren ein kontinuierlicher 
Rückgang der Schülerzahlen an Haupt- bzw. Mittel-
schulen feststellen. Es ist daher dringend an der Zeit, 
endlich Maßnahmen zu ergreifen, die nicht nur er-
folgsversprechend klingen, sondern tatsächlich Wir-
kung zeigen, denn die Mittelschule ist auch heute 
noch eine äußerst wichtige Säule des differenzierten 
bayerischen Schulsystems. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. Dr. Michael Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/17950 

Stirbt die Schule, stirbt der Ort - auch kleine Schulstandorte 
müssen deshalb erhalten und weiterentwickelt werden! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Dr. Leopold Herz 
Mitberichterstatter: Michael Hofmann 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bildung und Kultus fe-
derführend zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner  
70. Sitzung am 19. Oktober 2017 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 171. Sitzung am 15. November 2017 mitbera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Martin Güll 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. 
Dr. Michael Piazolo, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans 
Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, 
Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, 
Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/17950, 17/19157 

Stirbt die Schule, stirbt der Ort – auch kleine Schulstandorte 
müssen deshalb erhalten und weiterentwickelt werden! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist zum einen die Nummer 15 der Anlage. Es ist 

dies der Antrag der Abgeordneten Biedefeld, Schuster, Dr. Rabenstein und anderer, 

SPD, betreffend "Verzicht auf die Sperre frei werdender Stellen beim Zentrum Bayern 

Familie und Soziales …" auf Drucksache 17/17552, der auf Wunsch der SPD-Fraktion 

gesondert beraten werden soll, sowie zum anderen die Nummern 40 und 42 der Liste. 

Es sind dies die Dringlichkeitsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

der SPD-Fraktion betreffend "Rechtssicherheit bei der Erhebung der Erbschaftsteuer 

wiederherstellen" und "Sonderweg bei der Erbschaftsteuer beenden" auf den Drucksa-

chen 17/18251 und 17/18270. Auch diese beiden Anträge sollen gesondert beraten 

werden. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten 

der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltung-

en! – Auch keine. Nun frage ich die fraktionslosen Abgeordneten, ob und welchem 

Fraktionsvotum diese sich anschließen wollen. – Diese enthalten sich. Damit wird das 

protokollarisch so festgehalten. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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